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die Völker sich wirklich vereinigen können, muß ihr Interesse 
ein gemeinschaftliches sein. Damit ihr Interesse gemeinschaft­
lich sein könne, müssen die jetzigen Eigentumsverhältnisse 
abgeschafft sein, denn die jetzigen Eigentumsverhältnisse be­
dingen die Exploitation der Völker unter sich: die jetzigen 
Eigentumsverhältnisse abzuschaffen, das ist nur das Interesse 
der arbeitenden Klasse. Sie allein hat auch die Mittel dazu. 
Der Sieg des Proletariats über die Bourgeoisie ist zugleich der 
Sieg über die nationalen und industriellen Konflikte, die 
heutzutage die verschiedenen Völker feindlich gegenüber­
stellen.“8

Zwischen den sozialistischen Staaten haben sich interna­
tionale Beziehungen eines historisch neuen Typs hefausge- 
bildet. Die Gemeinschaft der sozialistischen Staaten beruht — 
wie es in dem auf der XXV. RGW-Tagung am 29. Juli 1971 
angenommenen Komplexprogramm heißt — „auf der in je­
dem Land geschaffenen gleichartigen ökonomischen Grund­
lage — dem gesellschaftlichen Eigentum an Produktionsmit­
teln —, auf dem gleichartigen Staatsaufbau — der Volksmacht 
mit der Arbeiterklasse an der Spitze — und auf der einheit­
lichen Ideologie — dem Marxismus-Leninismus“.9 10 11

Im Prozeß der Zusammenarbeit der sozialistischen Staa­
ten sind die marxistisch-leninistischen Parteien die führende 
Kraft. Sie lenken entsprechend den gemeinsamen Interessen 
der Arbeiterklasse das Handeln der einzelnen Staaten. Aus­
druck ihres internationalen Zusammenwirkens sind vor allem 
gemeinsame Beratungen der führenden Repräsentanten der 
Parteien über politische und ökonomische Grundfragen.

Die objektiven sozialökonomischen, politischen und ideolo­
gischen Gemeinsamkeiten der sozialistischen Staaten und ihr 
darauf beruhendes Handeln, insbesondere im Prozeß der so­
zialistischen ökonomischen Integration, finden ihre Wider­
spiegelung ійі Völkerrecht. Praktisch kommt das in völker­
rechtlichen Prinzipien und Normen zum Ausdruck, die diesen 
Gemeinsamkeiten gerecht werden und die sowohl in völker­
rechtlichen Verträgen der sozialistischen Staaten als auch im 
Völkergewohnheitsrecht verkörpert sind.19

Sozialistischer Internationalismus — Grundprinzip 
der Beziehungen zwischen sozialistischen Staaten

In den multilateralen und bilateralen Verträgen der soziali­
stischen Staaten zu Grundsatzfragen sowie in einer Vielzahl 
anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen zu Einzelfragen 
ihrer Zusammenarbeit zeigen sich deutlich sozialistische Völ­
kerrechtsprinzipien und -normen, die von den wesentlichen 
Gemeinsamkeiten der Staaten der sozialistischen Gemein­
schaft geprägt sind.

Das allgemeinste dieser Prinzipien ist das Prinzip des so­
zialistischen Internationalismus, in dem die Grundrichtung 
aller sozialistischen Prinzipien und Normen zum Ausdruck 
kommt und das deshalb an deren Spitze steht. Praktisch geht 
es bei diesem Prinzip um die Anwendung der Grundsätze des 
proletarischen Internationalismus, die sich in der Zusammen­
arbeit der einzelnen Abteilungen der internationalen Arbei­
terklasse bewährt haben und auch weiterhin bewähren, auf 
die zwischenstaatlichen Beziehungen innerhalb der sozialisti­
schen Gemeinschaft.11 Sozialistischer Internationalismus be­
deutet Solidarität und Vereinigung der Kräfte der Staaten 

-der sozialistischen Gemeinschaft zur Verwirklichung der ge­
meinsamen Zielstellungen.

Die Herausbildung sozialistischer Völkerrechtsprinzipien 
und -normen verläuft in einem historischen Prozeß. So ent­
hält z. B. der Warschauer Vertrag von 1955 noch keine aus­
drücklichen Festlegungen zum sozialistischen Internationa­
lismus.12 Jedoch haben sich die sozialistischen Staaten je­
weils in Art. 1 ihrer bilateralen Freundschaftsverträge gegen­
seitig verpflichtet, ihre Zusammenarbeit in Übereinstimmung 
mit den Prinzipien des sozialistischen Internationalismus zu 
festigen. Aus diesem Grunde ist der sozialistische Internatio­
nalismus über die bilateralen Verpflichtungen der Staaten 
auch zur Grundlage der Zusammenarbeit innerhalb des War­
schauer Vertrages geworden. Der Systemcharakter der multi- 
und bilateralen Grundsatzverträge der Staaten der sozialisti­
schen Gemeinschaft äußert sich deutlich in den Freundschafts­

verträgen, in denen ausdrücklich auf die multilaterale Zu­
sammenarbeit im Rahmen des Warschauer Vertrages und im 
RGW Bezug genommen wird.13

Freundschaftsverträge zwischen sozialistischen Staaten

Die seit den 60er Jahren abgeschlossenen bilateralen Freund­
schaftsverträge zwischen sozialistischen Staaten haben zur 
Herausbildung sozialistischer Völkerrechtsprinzipien und 
-normen einen entscheidenden Beitrag geleistet.14 Insbeson­
dere der Freundschaftsvertrag zwischen der DDR und der 
UdSSR vom 7. Oktober 1975 verankert eine neue Stufe der 
brüderlichen Venbundenheit und der Bestimmung der kon­
kreten Verpflichtungen der Vertragspartner zur weiteren 
Ausdehnung und Vertiefung ihrer Zusammenarbeit.15 So 
bauen die Vertragspartner gemäß der Präambel darauf auf, 
daß zwischen ihnen „ein enges brüderliches Bündnis entstan­
den ist, das auf dem Fundament des Marxismus-Leninismus 
und des sozialistischen Internationalismus beruht“. Im Ein­
klang mit dieser Orientierung wurde in Art. 1 vereinbart: 
„Die Hohen Vertragschließenden Seiten weiden in Überein­
stimmung mit den Prinzipien des sozialistischen Internatio­
nalismus auch künftig die Beziehungen der ewigen und un­
verbrüchlichen Freundschaft und der brüderlichen gegenseiti­
gen Hilfe auf allen Gebieten festigen. Sie werden die allsei­
tige Zusammenarbeit planmäßig und unentwegt entwickeln 
und vertiefen und einander allseitige Hilfe und Unterstützung 
gewähren auf der Grundlage der gegenseitigen Achtung der 
staatlichen Souveränität und Unabhängigkeit, der Gleichbe­
rechtigung und der Nichteinmischung in die inneren Angele­
genheiten.“

Mit dieser Bestimmung formuliert dieser Vertrag noch 
klarer als der durch ihn abgelöste Freundschaftsvertrag 
vom 12. Juni 1964 die Rolle des Bruderbundes zwischen der 
DDR und der UdSSR als unantastbarer „Lebensgrundlage“ 
der DDR, wie das auch dem Auftrag des Art. 6 Abs. 2 der Ver­
fassung der DDR entspricht.16 Der Vertrag markiert insgesamt 
eine neue Etappe der qualitativen, und quantitativen Weiter­
entwicklung und der immer konkreteren Ausgestaltung der 
engen und brüderlichen Beziehungen. Die in ihm vereinbar­
ten Grundsätze übten einen beispielgebenden Einfluß auf die 
Erneuerung des Systems der Freundschaftsverträge der DDR 
mit den anderen Bruderstaaten aus.

Die von der DDR in den 70er Jahren bzw. zu Beginn der 
80er Jahre mit der VR Bulgarien, der CSSR, der VR Kampu­
chea, der Koreanischen DVR, der Republik Kuba, der VDR 
Laos, der Mongolischen VR, der VR Polen, der SR Rumänien, 
der UdSSR, der Ungarischen VR und der SR Vietnam abge­
schlossenen Freundschaftsverträge leisten einen wichtigen 
Beitrag zur weiteren Vervollkommnung des Systems der so­
zialistischen Völkerrechtsprinzipien. Sie wie auch die Freund­
schaftsverträge zwischen anderen Staaten der sozialistischen 
Gemeinschaft bestätigen unverkennbar das Vorhandensein 
eines „ganzen Komplexes, eines Systems sozialistischer, mar­
xistisch-leninistischer Prinzipien zwischenstaatlicher Bezie­
hungen eines neuen Typs“.17
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